
Feuerwerk: «Sensibilisieren statt verbieten» 
Sargans hat ein bedingtes Verbot für das Zünden von Feuerwerkskörpern verfügt. Das ist auch in Liechtenstein immer wieder ein Thema. 

Desirée Vogt 

 

Feinstaub, ängstliche Tiere, vol-
le Krankenhäuser: Jedes Jahr 
wird – spätestens zum Jahres-
wechsel – erneut über die Aus-
wirkungen von Feuerwerkskör-
pern diskutiert. Die Gemeinde 
Sargans hat weiteren Diskussio-
nen nun einen Riegel vorge-
schoben: Ab dem 1. Oktober 
wird das Abbrennen von Feuer-
werkskörpern bedingt unter-
sagt. Einzig das Feuerwerk am 
Nationalfeiertag darf ohne Po-
lizeibewilligung gezündet wer-
den, ansonsten bedarf es einer 
Bewilligung. Bodenfeuerwerk 
ist weiterhin erlaubt – allerdings 
nur, wenn es keinen Lärm ver-
ursacht. Wäre eine solche Rege-
lung auch eine Option für 
Liechtenstein? Nein, sagt die 
Regierung. Erstens wären oh-
nehin die Gemeinden zustän-
dig. Und zweitens ziehe die Re-
gierung in diesem Bereich In-
formation und Sensibilisierung 
einem Verbot vor. 

Auch schon Gegenstand 
einer Kleinen Anfrage 

Bereits im Jahr 2016 hatte sich 
die Regierung zum ersten Mal 
intensiver mit der Frage rund 
um Feuerwerke und ihre Folgen 
auseinanderzusetzen. Der da-
malige DU-Abgeordnete Pio 
Schurti stellte im Landtag eine 
Kleine Anfrage dazu, nachdem 
sich auch eine Interessengruppe 
gegen die Auswüchse einer zu-
nehmenden «Silvesterknalle-
rei» organisiert hatte. Und er 
verwies auch auf eine Online-

umfrage im «Liechtensteiner 
Vaterland» von Anfang Dezem-
ber 2015, die zwar nicht reprä-
sentativ, aber dennoch ein-
drücklich war: Knapp 66 Pro-
zent  der Umfrageteilnehmer 
sprachen sich sogar für ein Ver-
bot von privaten Feuerwerken 
aus. Und auch wenn die Sensi-
bilisierung der Bevölkerung für 
die Problematik durch die Inte-
ressengruppe und die Behörde 
eine gewisse Wirkung gehabt 
habe, so habe es zum Jahres-
wechsel mancherorts unver-
mindert heftig geknallt. «Aus 
dem Malbun – ein Talkessel, in 
dem ein lauter Knall mehrfach 
nachhallt –, wurde von einem 
wahren Trommelfeuer berich-
tet», wusste Schurti zu berich-
ten. Es ging ihm zwar nicht da-
rum, ein neues Gesetz oder 
eine neue Verordnung bezie-
hungsweise ein Feuerwerks-
verbot zu fordern. Dennoch 
wollte er von der Regierung un-
ter anderem wissen, welche 
Möglichkeiten sie sieht, den 
privaten Feuerwerken einen 
«vernünftigen» zeitlichen und 
örtlichen Rahmen zu setzen. 

«Gesetze nicht geeignet, 
Regelung zu erlassen» 

Eine neuerliche Anfrage bei der 
Regierung zeigt, dass sich die 
Haltung der Regierung zu die-
sem Thema gegenüber dem 
Jahr 2016 nicht verändert hat. 
Deshalb verweist das Ministeri-
um erneut auf die damalige Be-
antwortung der Kleinen Anfra-
ge, in der sie wissen liess: «Die 
Gesetze im Bereich Umwelt- 

und Naturschutz sind von ihrer 
Systematik her nicht geeignet, 

Regelungen zum Abfeuern von 
privaten Feuerwerken zu erlas-

sen. Das Umweltschutzgesetz 
beispielsweise erfasst grund-
sätzlich nur Lärmemissionen, 
die bei Austritt von Anlagen 
entstehen. Auch die Lärm-
schutzverordnung kann hier 
keine Anwendung 	nden, da 
diese grundsätzlich auf Lärm 
von Strassen, Eisenbahnen und 
Gewerbebetrieben zugeschnit-
ten ist. Das Gesetz zum Schutz 
von Natur und Landschaft hat 
mit der Gesamtlandschaft als 
Mittelpunkt des Naturschutzin-
teresses einen anderen Fokus. 
Die Störung von Haus- und 
Wildtieren sowie Lärmbelästi-
gungen sind zwar Auslöser und 
Argumente zum allfälligen Ein-
schränken privater Feuerwerke, 
eine rechtliche Regelung aber 
müsste im Rahmen der Thema-
tik Ruhe, Sicherheit und Ord-
nung erfolgen», so die dama-
lige Regierungsrätin Marlies 
Amann-Marxer.  

Gemäss Art. 12 des Gemein-
degesetzes würden die die Auf-
rechterhaltung von Ruhe, Si-
cherheit und Ordnung in den 
eigenen Wirkungskreis der Ge-
meinden fallen. Das bedeute, 
dass für eine allfällige recht- 
liche Anpassung in erster Linie 
die Gemeinden zuständig sei-
en, was auch den Regelungen in 
der Schweiz entspreche. Und 
generell vertrat beziehungswei-
se vertritt die Regierung damals 
wie heute die klare Haltung: 
«Der Information und Sensibi-
lisierung der Bevölkerung ist 
gegenüber einer Verbotsrege-
lung in diesem Bereich der Vor-
zug zu geben.»

Vor allem die «Silvesterknallerei» sorgt auch in Liechtenstein immer 

wieder für rote Köpfe. Bild: D. Schwendener (1. 1. 2021)

Polizeireglement der 
Gemeinde Sargans 

Das neue Polizeireglement tritt 

in Sargans am 1. Oktober in 

Kraft. Darin heisst es neu unter 

anderem: 

• Das Abbrennen von Lärm ver-

ursachendem Feuerwerk ist 

auf dem gesamten Gemein-

degebiet von Sargans aus-

schliesslich am 1. August und 

in der Nacht auf den 2. Au-

gust gestattet. Ausnahmen 

bedürfen in jedem Fall einer 

Bewilligung durch den Ge-

meinderat. 

• Umfang des Verbots: Nebst 

den Feuerwerken am Natio-

nalfeiertag (…) kann in der Ge-

meinde Sargans das Abbren-

nen von Lärm verursachen-

dem Feuerwerk ansonsten nur 

bei Grossveranstaltungen von 

öffentlichem Interesse bewil-

ligt werden.  

• Ausnahmen bei nicht Lärm 

verursachendem Feuerwerk: 

Für ein sogenanntes Barock-

feuerwerk (auch Bodenfeuer-

werk), das im Freien abge-

brannt wird, sind keine Poli-

zeibewilligungen und keine 

Bewilligung der Feuerpolizei 

erforderlich.  

Typisch für ein Barockfeuer-

werk sind Feuer- und Sonnen-

räder, Bengalisches Feuer, 

Wunderkerzen, Vulkane und 

Wasserfälle. Auf keinen Fall 

dürfen aber solche Feuwer-

werkskörper Lärm oder Lärm-

effekte jeglicher Art erzeugen.

«Liechtenstein muss Verantwortung übernehmen» 
Die Teilnehmenden der Jugendsession 2023 sind sich einig: Das Referendum gegen die Photovoltaikp�icht soll abgelehnt werden.  

Der Klimawandel sei aktuell 
und spürbar, hält die Jugend-
session in einer Stellungnahme 
fest. Denke man an die Extrem-
wetterereignisse in diesem 
Sommer, sei es kaum zu überse-
hen, dass auch Liechtenstein 
betro�en ist und etwas unter-
nehmen müsse: Die Jugendli-
chen sind sich einig: Es be- 
steht Handlungsbedarf. Micha-
el Schädler, Vorstandspräsident 
des Jugendrats und Diskussi-
onsleiter der Jugendsession 
2023, gibt dem «Vaterland» ei-
nen Einblick in die Diskussio-
nen, die vergangenen Samstag 
stattgefunden haben. 

Eine Photovoltaikp�icht  
ist notwendig 

«Ein Blick auf die Zahlen und es 
ist klar, dass das Potenzial nicht 
ausgeschöpft wird», so das 
Fazit in der Diskussion der Ju-
gendsession. Fördermassnah-
men würden zu wenig bewir-
ken, wenn man bedenke, wie 
viele geeignete Dach�ächen 
nicht genutzt werden, um nach-
haltig Strom zu erzeugen. Be-
sonders in einem kleinen Land 
wie Liechtenstein, das so viele 
Ressourcen zur Verfügung 
habe, könne viel geleistet wer-
den. «Wir haben das Potenzial 
und die Möglichkeiten», sagt 
Michael Schädler. Laut den 

Teilnehmern der Jugendsession 
trägt Liechtenstein durch sei-
nen Wohlstand eine Verantwor-
tung und soll mit gutem Vorbild 
voranschreiten, um andere 
Staaten möglicherweise zu in-
spirieren.  

Und deshalb ist in einer 
Stellungnahme der Jugendses-
sion 2023 die Einführung der 
Photovoltaikp�icht ein erster 
Schritt in Richtung Energie-
wende, der zunächst gemacht 
und dann mit weiteren Aktio-
nen fortgesetzt werden muss. 
«Die Jugendsession stellt sich 
dabei hinter den Landtag mit 
folgenden zwei Intentionen: 
der Schutz vor dem Klimawan-
del und das Ziel der Energieau-
tarkie», so Schädler. An Ideen, 
welche sie in Form von Anträ-
gen festhielten, fehlte es den 
jungen Erwachsenen nicht. Der 
von ihnen am wichtigsten emp-
fundene Antrag bezüglich 
Energieautarkie wird nun als 
Petition im Landtag einge-
reicht.  

Jugendlichen fordern 
Energieautarkie bis 2035 

Insgesamt wurden neun Anträ-
ge in den Arbeitsgruppen erar-
beitet. Diese setzten sich haupt-
sächlich mit drei Themenberei-
chen auseinander: Erneuerbare 
Energien, Eigenversorgung und 

Ausgang. Besonders vorder-
gründig war aber das Thema 
Energie. Die Anträge reichen 
von verschiedenen Speicher-
möglichkeiten, einer Palette 
von erneuerbaren Energien bis 
hin zur Idee eines Monitorings, 
mit dessen Hilfe die Massnah-
men überwacht und deren 
Wirksamkeit bewertet werden 

kann. Mit der sechsten Jugend-
session wurde beschlossen, 
den Antrag mit den meisten 
Stimmen in Form einer Petiti-
on im Landtag einzureichen. 
Dieser wird somit im Parla-
ment diskutiert und vielleicht 
sogar an die Regierung weiter-
geleitet. In diesem Jahr fordern 
die jungen Menschen ein ener-

gieautarkes Liechtenstein bis 
2035. «Dieses Ziel soll durch  
Investitionen in erneuerbare 
Energien wie Solarenergie, 
Windkraft, Wasserkraft, Erd-
wärme, Biomasse und Biogas 
erreicht werden», ist der Petiti-
on zu entnehmen. Zudem soll-
ten 50 Prozent der produzierten 
Energieüberschüsse bis 2027 

gespeichert werden und für 
energiearme Zeiten zur Verfü-
gung stehen. Auch solle Liech-
tenstein frühzeitig die Netzwer-
ke ausbauen, sodass die gewon-
nene Energie auch sicher und 
zuverlässig transportiert und 
verteilt werden könne.  

Via Petition teilen die jun-
gen Erwachsenen mit: «Die 
Umstellung auf erneuerbare 
Energiequellen wird nicht nur 
unsere Umwelt schützen, son-
dern auch langfristig unsere 
Abhängigkeit von Energieim-
porten und von teuren fossilen 
Brennsto�en reduzieren.» Die 
Jugendsession hat Ho�nung, 
mit ihren Ideen Fuss fassen zu 
können und mit ihrem Engage-
ment eine nachhaltige Zukunft 
zu gestalten. 

Heterogene Gruppe 
junger Menschen 

Die Jugendsession ist durch den 
Jugendrat, die Unicef-Initiative 
«Kinderfreundliche Gemein-
de», Jugendtre�s, das Online-
forum der Jugendbeteiligung 
«Jubel», Jungparteien, via So-
cial Media und weitere Beteilig-
te entstanden und soll eine 
möglichst repräsentative und 
heterogene Gruppe junger 
Menschen abbilden.  
 
Jael Hollenstein

Michael Schädler, Diskussionsleiter der Jugendsession 2023. Bild: eingesandt
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